
 

ZWECKVERBAND „HOCHWASSERSCHUTZ STARZELTAL“ 
 

Satzung zur Änderung der Verbandssatzung vom 12. März 2020 
 

Aufgrund der § 5 Abs. 1, § 6 Abs. 2 und § 13 Abs. 1 des Gesetzes über die kommunale Zusammenarbeit 
(GKZ) hat die Verbandsversammlung des Zweckverbandes „Hochwasserschutz Starzeltal“ am 
11.03.2020 folgende Satzung zur Änderung der Verbandssatzung vom 15.11.2012 in der Fassung der 
Änderungssatzung vom 28. Juni 2017 beschlossen: 
 

§ 1 Satzungsänderung 
 

Die Absätze 1 bis 3 des § 11 (Jahresumlage) erhalten folgende Fassung: 
 

(1) Die jährlichen Aufwendungen aus der Erfüllung der Verbandsaufgaben nach § 3 werden, soweit 
nicht andere Einnahmen zur Verfügung stehen, auf die Verbandsmitglieder umgelegt 
(Jahresumlage). 
Die Umlage setzt sich zusammen aus der Zinsumlage, der Tilgungsumlage, der 
Abschreibungsumlage und der Betriebskostenumlage. 
Die Zinsumlage wird zur Deckung des Zinsaufwandes für die aufgenommenen Kredite, abzüglich 
etwaiger Einnahmen aus der Finanzwirtschaft, erhoben. Die Tilgungsumlage wird für die 
ordentlichen Tilgungsleistungen erhoben. Die Abschreibungsumlage wird für die Deckung der 
jährlichen Abschreibungsaufwendungen erhoben. Der Betriebskostenumlage liegen die jährlichen 
erfolgswirksamen Aufwendungen, abzüglich der Betriebseinnahmen zugrunde. 

 

(2) Für die Ermittlung der Abschreibungsumlage und der Betriebskostenumlage gilt der allgemeine 
Umlageschlüssel (§§ 1 und 12, Abs. 1). Maßstab für die Zinsumlage und für die Tilgungsumlage ist 
das Verhältnis, in dem die Kreditanteile der einzelnen Gemeinden an der Finanzierung ihrer 
Investitionskostenanteile (Absatz 3, Satz 3 und 4) zueinander stehen. 

 

(3) Die Ausgaben des Verbandes für Investitionen werden zunächst durch Zuweisungen (ohne 
Investitionshilfen aus dem Ausgleichsstock), Zuschüsse oder andere objektbezogene 
Deckungsmittel finanziert. Der nicht nach Satz 1 gedeckte Teil der Kosten ist von den Gemeinden 
anteilig gem. §§ 1 und 12 Abs. 1 zu finanzieren. Etwaige, für die einzelne Gemeinde gewährte 
Zuweisungen aus dem Ausgleichsstock sind hierauf anzurechnen. Soweit die Gemeinde diesen 
Investitionsanteil nicht oder nicht in vollem Umfang finanziert, nimmt der Verband für diesen Teil 
Kredite auf. Zahlungen einer Gemeinde zur Reduzierung ihres Kreditanteils sind jederzeit möglich; 
Zahlungen bis 30.06. werden ab dem 01.07. und Zahlungen bis zum 31.12. ab dem 01.01. des 
folgenden Jahres umlagemindernd berücksichtigt. Die Umlage wird – getrennt nach Zins-, Tilgungs- 
Abschreibungs- und Betriebskostenumlage – bei Erlass der Haushaltssatzung festgesetzt. 
Vierteljährliche Vorauszahlungen werden zum 15.02., 15.05., 15.08. und 15.11. eines jeden Jahres 
fällig. 
Der Zweckverband erstattet den Verbandsmitgliedern erbrachte Umlagebeiträge, soweit er in einem 
Haushaltsjahr nach dem Rechnungsergebnis Überschüsse erwirtschaftet hat, die im nächsten 
Haushaltsjahr nicht für laufende Aufwendungen, Investitionen oder Rücklagen benötigt werden. In 
diesem Fall erfolgt eine Verrechnung mit den laufenden Umlagen. 

 

§ 2 Inkrafttreten 
 

Diese Satzung tritt am Tag nach ihrer öffentlichen Bekanntmachung in Kraft. 
 
Hinweis: Eine etwaige Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften der Gemeindeordnung Baden-Württemberg (GemO) 
der aufgrund der GemO beim Zustandekommen dieser Satzung wird nach § 4 Abs. 4 der GemO unbeachtlich, wenn sie nicht 
schriftlich innerhalb eines Jahres seit der Bekanntmachung dieser Satzung gegenüber dem Zweckverband geltend gemacht 
worden ist; der Sachverhalt, der die Verletzung begründet, soll, ist zu bezeichnen. Dies gilt nicht, wenn die Vorschriften über die 
Öffentlichkeit der Sitzung, die Genehmigung oder die Bekanntmachung der Satzung verletzt worden sind. 
 
 
 

Hechingen, den 12. März 2020 
 
 

 
  ______________________ 
  Bürgermeister Philipp Hahn 
  Verbandsvorsitzender 


